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Vorwort 
Vorwort 

Vorwort 

Die Juristische Fakultät der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf hat diese 
Arbeit als Dissertation angenommen; die mündliche Prüfung war im Juli 2018. 
Die Arbeit befindet sich im Wesentlichen auf dem Stand von Juni 2017 mit 
Aktualisierungen für diese Druckfassung mit Stand von August 2018 und ver-
einzelten späteren Anpassungen. 

Die lange und und abwechslungsreiche Geschichte dieser Dissertation be-
gann ursprünglich streng dogmatisch im Hinblick auf Verfahrenspflichten bei 
Verfahrensstörungen in der Europäischen Union – insbesondere bei existenz-
bedrohenden Krisen (was sich noch in manchen Fragmenten widerspiegeln 
mag). Die Konkretisierung des Grundsatzes der Loyalitätspflichten war dabei 
nur ein Aspekt, der jedoch schnell ins Zentrum der weiteren Arbeit rückte. 
Hierbei stand zunächst noch der Versuch im Vordergrund, konkrete dogmati-
sche Vorgaben für Verfahrenspflichten und deren Konkretisierung aus dem 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit zu entwickeln. Die hierfür in Stellung 
gebrachten Ansätze erwiesen sich jedoch einer nach dem anderen als untaug-
lich. Vielmehr zeigte sich, dass die dogmatische Struktur des Grundsatzes 
selbst sich gegen alle inhaltlichen Strukturen und Anknüpfungspunkte für die 
Konkretisierung sperrte. Die Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen Zu-
sammenarbeit stellte sich dogmatisch sozusagen als Rechtsanwendung in be-
sonders schwierigen Fällen des institutionellen Unionsrechts heraus; sie war in 
diesem Sinne kein dogmatisches, sondern ein rechtstheoretisches und metho-
disches Problem. Diese Erkenntnis war überraschend, durchaus bedeutend und 
gleichwohl offensichtlich unbefriedigend. An dem Versuch, statt der dogmati-
schen Konkretisierung nun die spezfischen Schwierigkeiten der Konkretisie-
rungen jenseits dogmatischer Strukturen zu erforschen, musste ich mich frei-
lich überheben. Der Umfang und die Komplexität dieser Aufgabenstellung, ge-
schweige den die Darstellung der Ergebnisse, waren kaum zu beherrschen. Ge-
boten war, wie bei so vielen Vorgängern und Vorbildern, eine Konzentration 
auf wesentliche Aspekte und Erkenntnisse. Ich baute die Arbeit also unter deut-
lichen Kürzungen um, diesmal mit einem klaren Fokus auf die dogmatischen 
Grundlagen und Strukturen des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit und 
ihre Folgen für die Konkretisierung einerseits sowie die methodischen Werk-
zeuge, die ich – ursprünglich im Hinblick auf meine Ausgangsfragestellung 
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entworfen – vor dem neuen Hintergrund weiterentwickelt und verfeinert hatte, 
andererseits. 

Ziel dieser nun (tatsächlich) gekürzten Arbeit ist zunächst also die Darstel-
lung der grundlegenden Strukturen der Konkretisierung der Loyalitätspflichten 
aufgrund einer sorgfältigen dogmatischen Auseinandersetzung mit dem Grund-
satz der loyalen Zusammenarbeit selbst (grob im ersten Teil erfasst). Der we-
sentliche innovative Impuls hierbei ist der sich aus der rechtlichen Grundlage 
ergebende nahezu vollständige Verzicht auf eine inhaltliche Vorstrukturierung 
der Konkretisierung und eng damit verbunden die – im Gegensatz zu weiten 
Teilen der bisherigen Diskussion – klare Festlegung der zu berücksichtigenden 
Konkretisierungselemente allein auf rechtliche Maßstäbe und durch diese in 
Bezug genommene tatsächliche Umstände. Hieran knüpft die methodische Dis-
kussion an, die vor dem Hintergrund spezifischer Probleme und Herausforde-
rungen (dargestellt im zweiten Teil) konkrete methodische Werkzeuge entwi-
ckelt. Diese konkreten Werkzeuge (die einzeln im dritten Teil vorgestellt wer-
den) stehen jeweils für sich und bauen nicht unmittelbar aufeinander auf; sie 
lassen sich also auch einzeln erfassen. Jedes dieser Werkzeuge stellt einen ei-
genen Beitrag für die weitere wissenschaftliche Diskussion und Rechtsanwen-
dung dar. 

Mein Dank gilt in besonderem Maße Herrn Minister Prof. Dr. Alexander 
Lorz, der über die Jahre trotz neuer zeitintensiver Aufgaben mit geradezu sto-
ischer Geduld meine Bearbeitungen in unterschiedlichen Versionen umfassend 
überarbeitet, wertvolle Hinweise zur stärkeren Konzentration gegeben und den 
Verfahrensablauf durch seine zügigen Beiträge vorangetrieben hat. Dank ge-
boten ist auch Prof. Dr. Martin Morlok, der für die Erstellung des Zweitgut-
achtens eingesprungen ist. Herzlich danke ich auch meinen Kollegen in Düs-
seldorf und Freiburg, die mich in unterschiedlichen Phasen mit unterschiedli-
chen Beiträgen bei dieser Arbeit unterstützt haben, namentlich Dr. Daisy 
Walzel, Dr. Ute König, Dr. Alexander Belk, Dr. Philipp Lassahn, Dr. Benjamin 
Rusteberg und Katharina Stein, sowie meiner Mutter Mercedes Carretero 
Lopez, die – neben allem anderen, wofür ich dankbar bin – sich in die Endkor-
rektur eingebracht hat. Für die Aufnahme in die Schriftenreihe und die Betreu-
ung bei der Veröffentlichung danke ich Daniela Taudt, Prof. Dr. Thilo 
Marauhn, Prof. Dr. Christian Walter und Dominika Zgolik. Ich danke Prof. Dr. 
Silja Vöneky und Prof. Dr. Ralf Poscher, die mir für die letzten Jahre meines 
Dissertationsprojekts in Freiburg eine akademische Heimat gegeben haben. 
Besonders danke ich Prof. Dr. Christian Kersting für seine lehrreiche und viel-
fältige Unterstützung sowie sein Vertrauen während meiner Arbeit in Düssel-
dorf. 

 
Bochum, Dezember 2018 Daniel Benrath 
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Einführung 
Einführung 

Einführung 

Seit der Europäische Gerichtshof den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit 

entwickelt hat1, haben die Loyalitätspflichten eine beachtliche Karriere hinter 

sich gebracht. Immer wieder hat der Gerichtshof (nach anfänglichem Zögern2) 

den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit (nicht immer ausdrücklich3) auf-

gegriffen und so eng verbunden mit Art. 5 EWGV und dann Art. 10 EGV ein 

dichtes Netz von Rechtsprechung geknüpft, das weite Teile der föderalen und 

institutionellen Beziehungen umfasst und sehr unterschiedliche Details des 

                                                           
1 Vgl. EuGH, Urt. v. 10.2.1983, Rs. 230/81, Luxemburg/Parlament („Sitz und Arbeitsort 

des Parlaments“), Slg. 1983, 255, Rn. 37. Vgl. auch schon EuGH, Urt. v. 10.12.1969, verb. 

Rs. 6 u. 11/69, Kommission/Frankreich, Slg. 1969, 525, Rn. 14/17 zur Solidarität aus 

Art. 5 EWGV; Urt. v. 31.3.1971, Rs. 22/70, Kommission/Rat („Europäisches Übereinkom-

men über Straßenverkehr“), Slg. 1971, 263, insbesondere 6. Leitsatz, Rn. 20/22, 77/78 zu 

Art. 5 EWGV und Solidarität; Urt. v. 8.6.1971, Rs. 78/70, Deutsche Grammophon/Metro 

SB, Slg. 1971, 487, insbesondere Rn. 5 zu Art. 5 Abs. 2 EWGV; Urt. v. 7.2.1973, Rs. 39/72, 

Kommission/Italien, Slg. 1973, 101, Rn. 25 zur Solidaritätspflicht; Urt. v. 16.2.1978, Rs. 

61/77, Kommission/Irland („Seefischerei“), Slg. 1978, 417, Rn. 63/68 zur Pflicht zur Zu-

sammenarbeit insbesondere aus Art. 5 EWGV; Urt. v. 7.2.1979, Rs. 128/78, Kommis-

sion/Vereinigtes Königreich („Tachograph“), Slg. 1979, 419, Rn. 12 zur Solidaritätspflicht; 

Urt. v. 4.10.1979, Rs. 141/78, Frankreich/Vereinigtes Königreich („Seefischerei“), Slg. 

1979, 2923, Rn. 8 zur Mitwirkungspflicht aus Art. 5 EWGV; Urt. v. 5.5.1981, Rs. 804/79, 

Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg. 1981, 1045, Rn. 28 zu Pflichten aus 

Art. 5 EWGV. Vgl. ferner schon GA Mayras, Schlussanträge zu Rs. 192/73, Van Zuylen 

frères/Hag, Slg. 1974, 747, 754. 
2 Vgl. etwa EuGH, Urt. v. 13.2.1969, Rs. 14/68, Walt Wilhelm u.a., Slg. 1969, 2 noch 

ohne direkten Bezug trotz entsprechenden Vorbringens der Kommission; Urt. v. 30.4.1974, 

Rs. 155/73, Sacchi, Slg. 1974, 409 ohne Erörterung des von den Beteiligten und in den 

Schlussanträgen diskutierten Art. 5 EWGV; Temple Lang, 31 Fordham Int’l LJ (2007), 

1483, 1484 f. Vgl. auch zur Skepsis der Generalanwälte GA Mayras, Schlussanträge zu Rs. 

192/73, Van Zuylen frères/Hag, Slg. 1974, 747, 754; GA Reischl, Schlussanträge zu Rs. 

155/73, Sacchi, Slg. 1974, 433, 436 zur Rechtsqualität des Art. 5 EWGV; GA Roemer, 

Schlussanträge zu Rs. 14/68, Walt Wilhelm u.a., Slg. 1969, 17, 27; Schlussanträge zu Rs. 

9/70, Grad, Slg. 1970, 844, 855; GA Trabucchi, Schlussanträge zu Rs. 2/73, Riseria Luigi 

Geddo, Slg. 1973, 881, 892. 
3 Vgl. Casolari, CLEER working papers 2012/5, 12 zu auswärtigen Beziehungen; Gött-

linger, Auskunftsrechte, 187; Temple Lang, 27 Fordham Int’l LJ (2003), 1904, 1905, 1906; 

Temple Lang, 10 Fordham Int’l LJ (1987), 503, 503; Temple Lang, 31 Fordham Int’l LJ 

(2007), 1483, etwa 1496 ff. Vgl. auch Temple Lang, FS Mok 1997, 43 f. 
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Unionsrechts anspricht.4 Der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit gilt als 

wichtige Rechtsfortbildung des Gerichtshofs.5 Es bestehen mittlerweile6 kaum 

noch Zweifel an seiner herausgehobenen Bedeutung im Rahmen des instituti-

onellen Unionsrechts und insbesondere bei der rechtlichen Bewältigung von 

unvorhergesehenen Konflikten und Krisensituationen.7 Der Reformvertrag von 

                                                           
4 Vgl. R. Bieber/Epiney/Haag/Kotzur, Europäische Union, § 2 Rn. 66; von 

Bogdandy/Schill, in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 4 EUV Rn. 57; Calliess/Kahl/Puttler, in 

Calliess/Ruffert, Art. 4 EUV Rn. 38; Lorz, Interorganrespekt, 72 f.; Temple Lang, in FIDE 

XIX, 379, 382; Temple Lang, FS Mok 1997, 44, 70 f. Vgl. für eine Zusammenfassung der 

Rechtsprechung auch Obwexer, in von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 4 EUV Rn. 94 ff. 

zu den Pflichten der Mitgliedstaaten; Temple Lang, in FIDE XIX, 380 f.; Temple Lang, 31 

Fordham Int’l LJ (2007), 1483 zur Entwicklung der Rechtsprechung bis zum Reformvertrag. 

Vgl. auch Selmer/Brodersen/Nicolaysen, Straßenbenutzungsabgaben, 170 zur Entwicklung 

der Rechtsprechung; Streinz, in Streinz, Art. 4 EUV Rn. 29, 31 ff.; Usher, ICLQ 1997, 243, 

247 zur zunehmenden Bedeutung der Loyalitätspflichten; Vedder, in Vedder/Heintschel von 

Heinegg, Art. 4 EUV Rn. 27; de Zwaan, in FIDE XIX, 247 zur zunehmenden Bedeutung in 

der Rechtsprechung. 
5 Vgl. etwa Hatje, Loyalität, 41; Lück, Gemeinschaftstreue, etwa 157; Mortelmans, MJ 

1998, 67, 85; Sauer, Jurisdiktionskonflikte, 386; Temple Lang, in FIDE XIX, 419 f. Vgl. 

auch von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 24; Klamert, Loyalty, 71 ff. und 209 ff. zur Bedeu-

tung der Loyalitätspflichten im Integrationsprozess. 
6 Vgl. ebenso schon früher etwa EuGH, Urt. v. 4.10.1979, Rs. 141/78, Frankreich/Verei-

nigtes Königreich („Seefischerei“), Slg. 1979, 2923, Rn. 8; Urt. v. 19.1.1993, Rs. C-101/91, 

Kommission/Italien, Slg. 1993, I-201, Rn. 23 zu Art. 5 EWGV; Urt. v. 10.6.1993, C-183/91, 

Kommission/Griechenland („Staatliche Beihilfen – Abgabenbefreiung für Ausfuhrerlöse – 

Rückzahlung“), Slg. 1993, I-3146, Rn. 19; Blanquet, L’article 5, 282 f. auch zur zunehmen-

den Bedeutung der Loyalitätspflichten in der Rechtsprechung; Bleckmann, DVBl 1976, 483, 

483; Bleckmann, NJW 1982, 1177, 1182; Constantinesco, FS Pescatore 1987, 97 f.; Due, 

Gemeinschaftstreue, etwa 1 f., 3; Mortelmans, MJ 1998, 67, 67; Pescatore, EuR 1970, 307, 

322; Temple Lang, 10 Fordham Int’l LJ (1987), 503, 503 f. auch zum anfänglichen Unter-

schätzen; Temple Lang, FS Mok 1997, 43 f., 44 und 71 auch mit Blick auf die Zukunft; 

Usher, ICLQ 1997, 243, 247; Wohlfahrt, Juristen-Jahrbuch 1962/1963, 241, 253; Zweigert, 

RabelsZ 1964, 601, 620. Vgl. auch GA Reischl, Schlussanträge zu Rs. 32/79, Kommis-

sion/Vereinigtes Königreich („Seefischerei – Erhaltungsmaßnahmen“), Slg. 1980, 2452, 

2460; Marias, LIEI 1994/2, 85, 102. 
7 Vgl. etwa von Alemann, Interinstitutionelle Vereinbarung, 185; De Baere, ELRev 2011, 

405, 405; Becker, in FIDE XIX, 132; von Bogdandy, Grundprinzipien, 28; von 

Bogdandy/Schill, in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 4 EUV Rn. 54; Calliess/Kahl/Puttler, in 

Calliess/Ruffert, Art. 4 EUV Rn. 34 f.; Casolari, CLEER working papers 2012/5, 11; Gorm-

ley, Article 10, 313; Göttlinger, Auskunftsrechte, 153; Hatje, Loyalität, 35, 66, 74 f.; Hiero-

nymi, Solidarität, 33; Klamert, Loyalty, 64, 298; Lais, Solidaritätsprinzip, 169 zu 

Art. 10 EGV; Lorz, Interorganrespekt, 72 f. zur vom EuGH eingeräumten „Schlüsselstel-

lung“; Sauer, Jurisdiktionskonflikte, 385 ff.; Temple Lang, Article 10, etwa 76 f.; Temple 

Lang, ELRev 2001, 84, 86; Temple Lang, ERA Forum 2006, 476, 476; Temple Lang, in 

FIDE XIX, 373, 377, 378; Temple Lang, 27 Fordham Int’l LJ (2003), 1904, 1905 ff. zu 

Art. 10 EGV und 1938 zur weiterhin zunehmenden Bedeutung in der Praxis; Timmermans, 

in Kapteyn/VerLoren van Themaat, 71, 75; Wille, Loyale Zusammenarbeit, 20; Wittock, EC 
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Lissabon hat den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit in Art. 4 Abs. 3 

UAbs. 1 EUV und auch Art. 13 Abs. 2 Satz 2 EUV aufgegriffen und damit po-

sitiviert.8 

Von Anfang an wurde die Rechtsprechung von einzelnen Stimmen in der 

Wissenschaft begleitet9, und seit einiger Zeit wird der Grundsatz der loyalen 

Zusammenarbeit in der unionsrechtswissenschaftlichen Forschung umfassend 

diskutiert.10 Die Debatte zum Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit war da-

bei nicht sehr einheitlich.11 Dies liegt zunächst an der Komplexität des The-

mas.12 Und schon der Gegenstand der Diskussion, der anfangs einer deutlichen 

positiven Grundlage entbehrte, war nicht immer klar umrissen, zumal sich die 

Rechtsprechung selbst, auf die sich die Diskussion im Wesentlichen stützte, im 

Rahmen ihrer Einzelfallrechtsprechung wenig um dogmatische Durchdringung 

bemühte13. Manche Ansätze stellten allein auf Art. 5 EWGV und später auf 

dessen Nachfolger Art. 10 EGV ab, manche argumentierten aus grundsätzli-

chen Überlegungen, manche hielten sich an die Rechtsprechung oder auch nur 

an bestimmte Linien der Rechtsprechung, und manche mischten diese Aspekte. 

Diese Uneinheitlichkeit wird schon durch die Vielfalt der in der Diskussion 

verwendeten Begriffe deutlich.14 Gerade in der deutschsprachigen Literatur 

                                                           
Tax Review 2014, 171, 171 f.; Zuleeg, FS Bieber 2007, 91. Vgl. aber auch einschränkend 

noch Pescatore, in FIDE XIX, 225 f.; Rüber, Konkretisierung, 96 ff.; de Zwaan, in FIDE 

XIX, 247. 
8 Vgl. etwa Casolari, CLEER working papers 2012/5, 13; Göttlinger, Auskunftsrechte, 

157; Jacqué, in von der Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 13 EUV Rn. 14; Obwexer, in von der 

Groeben/Schwarze/Hatje, Art. 4 EUV Rn. 61, 62; Nettesheim, in Grabitz/Hilf/Nettesheim, 

Art. 13 EUV Rn. 79. 
9 Vgl. Temple Lang, in FIDE XIX, 379. Vgl. auch zur zunächst zögerlichen wissenschaft-

lichen Diskussion Mortelmans, MJ 1998, 67, 67; Temple Lang, 10 Fordham Int’l LJ (1987), 

503, 503 f.; Temple Lang, FS Mok 1997, 44. 
10 Vgl. Gormley, Article 10, 304. Vgl. zur Bedeutung der Wissenschaft in der Herausbil-

dung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 22; 

Hatje, Loyalität, 43; Temple Lang, in FIDE XIX, 419. Vgl. zum Forschungsstand auch 

Klamert, Loyalty, 1 mwN und 64 ff. mwN. Vgl. Bauer, Bundestreue, 324 f. im Rahmen der 

Bundestreue; Lorz, Interorganrespekt, 574 zum „Interorganrespekt“. 
11 Vgl. Klamert, Loyalty, 64. 
12 Vgl. etwa von Bogdandy, in Grabitz/Hilf EUV/EGV, Art. 10 EGV Rn. 4 zu 

Art. 10 EGV. 
13 Vgl. Bleckmann, DVBl 1976, 483, 483; von Bogdandy, in Grabitz/Hilf EUV/EGV, 

Art. 10 EGV Rn. 4; Cremona, CMLR 2011, 1639, 1650 f.; Hatje, Loyalität, 14, 41 f.; 

Klamert, Loyalty, 1 f., 252; Sauer, Jurisdiktionskonflikte, 387; Temple Lang, Article 10, 98, 

112; Temple Lang, in FIDE XIX, 379, 381, 382, 384, 421; Temple Lang, FS Mok 1997, 44; 

Vedder, in Vedder/Heintschel von Heinegg, Art. 4 EUV Rn. 27; Wille, Loyale Zusammen-

arbeit, 16 f. Vgl. auch Lais, Solidaritätsprinzip, 146 allgemein; Lecheler, Allgemeine 

Rechtsgrundsätze, 99 zu Treu und Glauben und 53 allgemein. 
14 Vgl. etwa Becker, in FIDE XIX, 94 f.; Göttlinger, Auskunftsrechte, 158; Hatje, Loya-

lität, 17 f.; Hieronymi, Solidarität, 33 f. mwN; Kahl, in Calliess/Ruffert, Art. 4 EUV 
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lässt sich eine enge Anbindung an die Diskussion zur Bundestreue beobach-

ten15, die sich auch in der Begrifflichkeit von Gemeinschafts- und Unions-

treue16 niederschlägt. Hinzu kommt, dass sich die Diskussion auf eine sich wei-

terentwickelnde Union bezieht, deren Veränderungen beim Blick auf ältere Li-

teratur zu berücksichtigen sind17, auch wenn sich eine Kontinuität in den 

grundlegenden Betrachtungen feststellen lässt. Soweit die Positivierung des 

Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit in Art. 4 Abs. 3, 13 Abs. 2 

Satz 2 EUV zu einer Konsolidierung der dogmatischen Diskussion beitragen 

kann18, steht diese noch aus. 

Zu Beginn war die wissenschaftliche Diskussion von einzelnen und punktu-

ellen Ansätzen, die eine dogmatische Einordnung versuchten, die Rechtspre-

chung sammelten oder die jeweilige Einzelentscheidung des Gerichtshofs dis-

kutierten, geprägt. Mit zunehmender Rechtsprechung begann dann die umfas-

sende systematische Erfassung und Aufarbeitung der mittlerweile vielfältigen 

und facettenreichen Gerichtsentscheidungen.19 Auch einzelne Gerichtsent-

scheidungen führten (und führen) immer wieder zu einer besonderen Ausei-

nandersetzung mit den Loyalitätspflichten im jeweiligen Kontext. Daneben 

                                                           
Rn. 29 ff.; Klamert, Loyalty, 31 f.; Lais, Solidaritätsprinzip, 173 f. zur Differenzierung zwi-

schen Loyalitätspflichten und Solidaritätspflichten jeweils im Kontext von Art. 10 EGV; 

Lorz, Interorganrespekt, 90; Mortelmans, MJ 1998, 67, 67 ff.; Neframi, CMLR 2010, 323, 

323 f.; Sauer, Jurisdiktionskonflikte, 385 mwN; Söllner, Art. 5 EWG-Vertrag, 10 mwN; 

Timmermans, in Kapteyn/VerLoren van Themaat, 147 ff.; Wille, Loyale Zusammenarbeit, 

15 Fn. 2; Zweigert, RabelsZ 1964, 601, 620. 
15 So etwa Lück, Gemeinschaftstreue. Vgl. hierzu auch De Baere/Roes, ICLQ 2015, 829, 

837; Klamert, Loyalty, 64 f. 
16 Vgl. etwa BVerfG, Beschl. v. 8.4.1987, 2 BvR 687/85 („Kloppenburg“), BVerfGE 75, 

223, 237; GA Kokott, Schlussanträge zu Rs. C-105/03, Pupino, Slg. 2005, I-5289, Tz. 24 ff.; 

GA VerLoren van Themaat, Schlussanträge zu verb. Rs. 205 bis 215/82, Deutsche Milch-

kontor u.a., Slg. 1983, 2674, 2681; R. Bieber/Epiney/Haag/Kotzur, Europäische Union, § 2 

Rn. 62; Bleckmann, DVBl 1976, 483, 486; Commichau, Verfassungsrecht, 68 ff.; Ha-

ratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 209; Hilf, ZaöRV 1975, 51, 58; Kadelbach/Pe-

tersen, EuGRZ 2002, 213, 213; Unruh, EuR 2002, 41, 45 ff.; Wuermeling, EuR 1987, 237, 

240; Zuleeg, Zusammenhalt, 42. Vgl. auch GA Darmon, Schlussanträge zu Rs. 190/87, 

Moormann, Slg. 1988, 4705, Tz. 22; Göttlinger, Auskunftsrechte, 158. 
17 So war das Herrschaftssystem der alten Gemeinschaft noch deutlich stärker von ad-hoc 

entwickelten Vorgehensweisen und völkerrechtlichen Elementen geprägt, was sich gerade 

im Hinblick auf die Loyalitätspflichten in der Detailbetrachtung sehr deutlich auswirken 

kann. 
18 Vgl. zur Vereinheitlichung der Terminologie von Bogdandy/Schill, in 

Grabitz/Hilf/Nettesheim, Art. 4 EUV Rn. 50; Göttlinger, Auskunftsrechte, 158 f. 
19 So etwa Bleckmann, RIW/AWD 1981, 653; Due, Gemeinschaftstreue; Söllner, Art. 5 

EWG-Vertrag; Temple Lang, 27 Fordham Int’l LJ (2003), 1904 zur (damals) jüngeren Recht-

sprechung. 
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versuchte die Forschung zunehmend, den Grundsatz der loyalen Zusammenar-

beit auf neue, noch unentschiedene Fallkonstellationen anzuwenden.20 Gerade 

die neuere Diskussion ist zudem von Arbeiten geprägt, die die Loyalitätspflich-

ten in bestimmten Beziehungen21, Fallgruppen22 und Regelungsbereichen23 un-

tersuchen. Dabei steht oft eine exemplarische Betrachtung bestimmter Phäno-

mene oder Fragestellungen im Vordergrund, die auch unter dem Aspekt des 

Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit betrachtet werden24, und mitunter 

wird die dogmatische Aufarbeitung des Grundsatzes der loyalen Zusammenar-

beit aufgegriffen, aber nicht immer eigenständig reflektiert und weiterentwi-

ckelt. So ist die Diskussion insgesamt von fallbezogenen Ansätzen geprägt.25 

Einzelbetrachtungen erweisen sich dabei oft als deutlich praktikabler als eine 

umfassende Betrachtung des uneinheitlich diskutierten und schwer zu fassen-

den Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit.26 Allerdings kann der punktu-

elle Blick auch das Verständnis des Grundsatzes selbst erschweren.27 Nicht zu-

letzt aufbauend auf der Systematisierung der fallbezogenen Betrachtung hat 

sich die Forschung aber auch immer eingehender mit den dogmatischen Struk-

turen des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit auseinandergesetzt.28 

Diese dogmatische Diskussion hat wichtige Erkenntnisse hervorgebracht, 

konnte aber einerseits wegen der uneinheitlichen Diskussionsgrundlage und 

andererseits wegen der noch geringen Diskussionsdichte keine inhaltlich ein-

heitlichen Linien herausbilden, an die die weitere Diskussion anknüpfen 

                                                           
20 Vgl. etwa Hatje, Loyalität, etwa 78 ff., 93 ff.; Temple Lang, Article 10, 105 ff. Vgl. 

auch Temple Lang, in FIDE XIX, 419 zur Rolle der Wissenschaft bei neuen 

Fallkonstellationen. 
21 Vgl. etwa Wille, Loyale Zusammenarbeit zu den Organen; Woodhouse, CMLR 2017, 

443 zu nationalen Parlamenten; Yuratich, GLJ 2017, 99 zur Einbindung des Parlaments. 
22 Vgl. etwa Bleckmann, DVBl 1976, 483, 483. 
23 Vgl. etwa Casolari, CLEER working papers 2012/5 zu internationalen Beziehungen; 

Cremona, Defending Community Interest zum auswärtigen Handeln; Göttlinger, Auskunfts-

rechte, 152 ff. zu Auskunftspflichten; Neframi, CMLR 2010, 323 zu gemischten internatio-

nalen Verträgen; Nettesheim, Gesetzgebungsverfahren zu nationalen Gesetzgebungsverfah-

ren; Wittock, EC Tax Review 2014, 171 zum Steuerrecht. Vgl. auch Sauer, Jurisdiktions-

konflikte zu allgemeinen Loyalitätspflichten in Jurisdiktionskonflikten. 
24 Vgl. etwa unter vielen Grabitz, Stillhalte-Verpflichtungen; Kenealy/MacLennan, ELJ 

2014, 591, insbesondere 598 ff.; Rung, Verbundplanung, 378 ff. zur Verbundplanung; 

Vesala/Havu, JECL&Pract 2014, 451. 
25 Vgl. schon Hatje, Loyalität, 14. 
26 Vgl. auch Temple Lang, in FIDE XIX, 374 f. 
27 Vgl. auch Lorz, Interorganrespekt, 523; Temple Lang, in FIDE XIX, 421. 
28 Vgl. etwa unter vielen Blanquet, L’article 5; Hatje, Loyalität; Klamert, Loyalty, insbe-

sondere 233 ff. 
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könnte.29 Insgesamt bietet die Forschungsdiskussion zum Grundsatz der loya-

len Zusammenarbeit reichhaltige Anknüpfungspunkte zu konkreteren und fall-

bezogenen Fragestellungen sowie mit Einschränkungen auch zu allgemeinen 

Überlegungen, aber noch lange keine umfassende Durchdringung der dogma-

tischen Grundprobleme30. 

Als ein Hauptproblem im Kontext des Grundsatzes der loyalen Zusammen-

arbeit wurde in der bisherigen Diskussion deutlich die Konkretisierung der Lo-

yalitätspflichten erkannt.31 Viele Diskussionsbeiträge beziehen sich auf dieses 

Problem, und nicht wenige Ansätze stellen die mit der Konkretisierung ver-

bundenen Herausforderungen an eine prominente Stelle ihrer Überlegungen. 

Die Auseinandersetzung mit der Konkretisierung selbst findet jedoch trotz der 

erkannten Bedeutung nur am Rande der Diskussion statt. Es lassen sich ein-

zelne Erörterungen zu bestimmten Aspekten der Konkretisierung oder im Rah-

men einer praktischen Problemstellung finden. Auch skizzenhafte Annäherun-

gen werden versucht. Es gibt jedoch in der bisherigen Forschungsdiskussion 

kaum gezielte, systematische und umfassende Bearbeitungen dieses Problems. 

So ergibt sich eine beträchtliche Lücke, die auf die gesamte Diskussion des 

Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit zurückwirkt und sich etwa darin 

zeigt, dass oft (und oft nicht zu Unrecht) eine konturlose beliebige Anwendung 

der Loyalitätspflichten kritisiert wird32 und gleichzeitig erhebliche (und nicht 

                                                           
29 Vgl. von Bogdandy, in Grabitz/Hilf EUV/EGV, Art. 10 EGV Rn. 4; Hatje, Loyalität, 

14 zum „dogmatischen Nebel“ und 44. 
30 Vgl. Calliess/Kahl/Puttler, in Calliess/Ruffert, Art. 4 EUV Rn. 116 zu ungeklärten 

dogmatischen Fragen im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten; Klamert, Loyalty, 1 zum 

Mangel gerade aktuellerer Literatur mwN; Mortelmans, MJ 1998, 67, 67. Vgl. auch Temple 

Lang, in FIDE XIX, 373, 424 ff.; Temple Lang, FS Mok 1997, 70 f. 
31 So etwa Blanquet, L’article 5, 244, 247, 436; Epiney, EuR 1994, 301, 311, 318; Hatje, 

Loyalität, 14, 43 f., 44, 105; Temple Lang, Article 10, 80 f.; Temple Lang, in FIDE XIX, 

377, 382, 411 und auch 419 f.; Unruh, EuR 2002, 41, 61 f. Vgl. auch Becker, in FIDE XIX, 

132; Bleckmann, DVBl 1976, 483, 483; von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 19, 22; Cremona, 

CMLR 2011, 1639, 1664; Dänzer-Vanotti, FS Everling 1995, 216 am Beispiel der Begrün-

dung der Staatshaftung; Söllner, Art. 5 EWG-Vertrag, 68 f.; Sydow, Verwaltungskoopera-

tion, 33; Thiele, EuR 2016, 281, 296 zur außerordentlichen Vagheit der Unionstreue; 

Vesala/Havu, JECL&Pract 2014, 451, 455. Vgl. ferner hinsichtlich verwandter Diskussionen 

Faller, FS Maunz 1981, 66 zur Bundestreue; Hennrichs, AcP 1995, 221, 231 zu den gesell-

schaftsrechtlichen Treuepflichten aus § 242 BGB; Lecheler, Allgemeine Rechtsgrundsätze, 

41 f. zu allgemeinen Rechtsgrundsätzen; Lorz, Interorganrespekt, 572 zum „Interorganres-

pekt“; R. Weber, AcP 1992, 516, etwa 517, 525 f. zu Generalklauseln. 
32 Vgl. etwa von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 19; von Bogdandy, in Grabitz/Hilf 

EUV/EGV, Art. 10 EGV Rn. 23 zur unionsfreundlichen Überdehnung der 

Loyalitätspflichten; Temple Lang, in FIDE XIX, 374 zur Verbindung von Kritik am EuGH 

und an der fehlenden dogmatischen Begründung der Urteile im Kontext der 

Loyalitätspflichten. 
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immer überzeugende) Anstrengungen zur Eingrenzung und inhaltlichen Bin-

dung der Anwendung unternommen werden.33 In diese Lücke will die vorlie-

gende Arbeit stoßen. 

Ziel der Arbeit 
Ziel der Arbeit 

Das Ziel dieser Arbeit ist es, die Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen 

Zusammenarbeit dogmatisch aufzuarbeiten, ihren rechtlichen Rahmen zu ent-

falten sowie Hilfsmittel zu entwickeln, um die Herausforderungen der Konkre-

tisierung zu bewältigen. Diese Zielsetzung ist grundsätzlich allgemein und da-

rauf gerichtet, einen abstrakten Rahmen für die Konkretisierung zu entwickeln. 

Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf den theoretischen Grundlagen der 

Konkretisierung und ihrer praktischen Bewältigung. Nur vereinzelt, insbeson-

dere zur Illustration, nimmt die Arbeit konkrete Fragestellungen in den Blick. 

Die Arbeit verbindet also dogmatische Elemente, die den Grundsatz der loya-

len Zusammenarbeit in der Unionsrechtsordnung verorten und rechtliche Prob-

leme bei der Anwendung der Loyalitätspflichten aufgreifen, mit methodischen 

Elementen, die die praktische Struktur der Konkretisierung untersuchen und 

Werkzeuge zur Bewältigung von Anwendungsproblemen bereitstellen. Insge-

samt soll diese Arbeit damit einen Beitrag dazu leisten, einen ausdrücklichen 

rationalen Rahmen der Anwendung des Grundsatzes der loyalen Zusammenar-

beit zu formulieren34 und so auch der Bedeutung der Loyalitätspflichten für die 

Rechtsordnung der Union trotz der Angriffe wegen der möglichen Beliebigkeit 

ihrer Anwendung gerecht zu werden.35 

Die Betrachtung der Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen Zusam-

menarbeit soll im Rahmen dieser Arbeit durch einen Verfahrensbezug begrenzt 

werden. Gegenstand der Zielsetzung hier ist also die Konkretisierung des 

                                                           
33 Vgl. Dänzer-Vanotti, FS Everling 1995, 216; Hatje, Loyalität, 105; Walzel, Bindungs-

wirkungen, 164. Vgl. auch Hesse, Grundzüge, Rn. 269 allgemein; Rüthers/C. Fischer/Birk, 

Rechtstheorie, Rn. 648a insgesamt kritisch zur Rechtsprechung des EuGH und der fehlenden 

Methodik im Unionsrecht; R. Weber, AcP 1992, 516, 525 f. zur Konkretisierung von Gene-

ralklauseln. 
34 Vgl. zur Rationalisierung der Anwendung der Loyalitätspflichten als besondere Her-

ausforderung für die Rechtswissenschaft Hatje, Loyalität, 43. Vgl. auch allgemein zur Rati-

onalisierung der Rechtsanwendung als Aufgabe der Rechtswissenschaft von Bogdandy, 

Grundprinzipien, 22 f. mit Verweis auf Max Weber; Herresthal, Rechtsfortbildung, 44, 

46 ff.; Larenz, Methodenlehre, 291; Rüthers/C. Fischer/Birk, Rechtstheorie, Rn. 648a zur 

Methodik im Unionsrecht und etwa Rn. 653, 815 allgemein; von Savigny, System I, 207 

gerade bei „dunklen“ Rechtslagen. 
35 Vgl. auch Blanquet, L’article 5, 436; von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 22; Hatje, Lo-

yalität, 14; Temple Lang, in FIDE XIX, 411, 424. Vgl. ferner Herresthal, Rechtsfortbildung, 

49 f. 



8 Einführung  

 

Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit nur, soweit sie auf Verfahrensrege-

lungen gerichtet ist. Die Begrenzung auf verfahrensbezogene Loyalitätspflich-

ten gibt der gesamten Betrachtung eine bestimmte Richtung vor. Auch wird so 

der (ganz erhebliche) Teil der Diskussion ausgeblendet, der sich mit der Koor-

dinierung von Unionsrechtsordnung und mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen 

oder der selbständigen Berücksichtigung und Verwirklichung der Unions-

rechtsordnung durch die Mitgliedstaaten beschäftigt.36 Nicht ausgegrenzt, aber 

auch nicht als solche Gegenstand dieser Arbeit sind Loyalitätspflichten, die 

sich auf den Schutz und die Unterstützung des Verfahrens oder die Funktions-

fähigkeit der Organe richten; die vielfältigen mit dieser Problemstellung ver-

bundenen Fragen, wie etwa zur Einwirkung auf fremde Verfahren und deren 

Grenzen, werden hier nur relevant, soweit sie sich auf Verfahrensregelungen 

auswirken oder Verfahrensregelungen begründen. Diese Begrenzung geht je-

doch nicht so weit, dass sie die Untersuchung eines bestimmten Bereichs der 

Loyalitätspflichten in den Vordergrund schiebt. Auch der Verfahrensbezug ist 

noch ausgesprochen weit und betrifft wesentliche Teile des Grundsatzes der 

loyalen Zusammenarbeit37. Im Zentrum der Betrachtung bleibt so die Konkre-

tisierung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit; sie erhält nur einen 

spezifischeren Bezug. Trotz der Begrenzung auf den Verfahrensbezug sollen 

die zentralen Aussagen zur Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen Zu-

sammenarbeit verallgemeinerungsfähig bleiben, etwa wenn Überlegungen, die 

in Bezug auf das Verfahren ausgearbeitet werden, in ihren Grundzügen allge-

mein übertragbar sind. 

Diese (obschon begrenzte) Zielsetzung ist mit erheblichen Herausforderun-

gen verbunden. Dennoch soll diese Arbeit nicht blind für Diskussionen außer-

halb der eigentlichen Zielsetzung sein, die eng mit dieser verknüpft sind. Inso-

fern ergibt sich Raum für Nebenziele der Bearbeitung. Insbesondere die Aus-

einandersetzung mit den neuen Art. 4 Abs. 3 UAbs. 1, 13 Abs. 2 Satz 2 EUV 

soll im Blick bleiben, so dass diese Arbeit zur Konsolidierung der rechtswis-

senschaftlichen Diskussion unter dem nunmehr positiv vorgegebenen Gegen-

stand des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit beitragen kann. 

                                                           
36 Vgl. mit ähnlicher Differenzierung auch Calliess/Kahl/Puttler, in Calliess/Ruffert, 

Art. 4 EUV Rn. 39 zu materiellen und verfahrensrechtlichen Aspekten von Art. 4 

Abs. 3 EUV; Klamert, Loyalty, etwa 5 f., 85 ff., 141 ff. zu „cohesion“ und „cooperation“ 

und auch 84 zu „procedural and legal basis matters“. 
37 Vgl. etwa zu Verfahrensloyalitätspflichten Neframi, CMLR 2010, 323, 355 f., 359; 

Nettesheim, Gesetzgebungsverfahren. Vgl. auch zur Bundestreue BVerfG, Urt. v. 28.2.1961, 

2 BvG 1, 2/60 („Rundfunkentscheidung“), BVerfGE 12, 205, 255; Bauer, Bundestreue, 

352 ff. 
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Herangehensweise und Vorgehen 
Herangehensweise und Vorgehen 

Ausgangspunkt und tragende Säule der Überlegungen im Rahmen dieser Ar-

beit ist die eigenständige dogmatische Entwicklung des Grundsatzes der loya-

len Zusammenarbeit. Die Bearbeitung wird bewusst nicht an einzelnen Fällen, 

Problemen oder etablierten Diskussionslinien aufgehängt, auch wenn diese 

mitunter aufgegriffen werden und natürlich tatsächlich der Gedankenführung 

zu Grunde liegen. Diese Herangehensweise dient zum einen der Lesbarkeit der 

Arbeit, die so klar entwickelt werden kann, ohne sich übermäßig in Nebendis-

kussionen und Gegenüberstellungen zu verlieren. Zum anderen soll so dem Ef-

fekt entgegengewirkt werden, dass ausdifferenzierte Argumente zu Teilaspek-

ten der Diskussion des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit den Blick auf 

die allgemeine Konkretisierung verstellen. Dadurch verzichtet die Arbeit auf 

manche gewinnbringenden Anknüpfungen an bestehende Debatten, kann aber 

gleichzeitig manche Ergebnisse, die aus der eigenständigen Entwicklung trivial 

erscheinen, aber in teilweise deutlichem Kontrast zum bisherigen Diskussions-

stand stehen, umstandslos darstellen. 

Die Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung, die den Grundsatz der lo-

yalen Zusammenarbeit wesentlich entwickelt und geprägt hat38, ist weiterhin 

unverzichtbar39 und wird auch in dieser Arbeit aufgegriffen. Diese Auseinan-

dersetzung steht jedoch nicht im Zentrum des Gedankengangs, zumal die im 

Rahmen ihrer Einzelfallentscheidungen kaum an einer dogmatischen Entwick-

lung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit interessierte Rechtspre-

chung des Gerichtshofs für die Ziele dieser Arbeit wenig aufschlussreich ist40. 

Vielmehr werden Rechtsprechungslinien und Einzelentscheidungen im We-

sentlichen bloß zur bestätigenden Überprüfung oder kritischen Spiegelung der 

eigenständigen Gedankenführung herangezogen. Die Untersuchung der Kon-

kretisierung soll gerade einen Rahmen für die Überprüfung, Kritik und Wei-

terentwicklung der Rechtsprechung eröffnen.41 

                                                           
38 Vgl. etwa von Bogdandy, GS Grabitz 1995, 19; Calliess/Kahl/Puttler, in Calliess/Ruf-

fert, Art. 4 EUV Rn. 38; Göttlinger, Auskunftsrechte, 416; Hatje, Loyalität, 40 ff.; Hiero-

nymi, Solidarität, 32 f.; Lais, Solidaritätsprinzip, 174; Lück, Gemeinschaftstreue, 23; Mor-

telmans, MJ 1998, 67, 85; Temple Lang, Article 10, 113; Temple Lang, in FIDE XIX, 419 f.; 

Unruh, EuR 2002, 41, 61 f. 
39 Vgl. von Bogdandy, in Grabitz/Hilf EUV/EGV, Art. 10 EGV Rn. 8; Söllner, Art. 5 

EWG-Vertrag, 2 zu weit gehend. 
40 Vgl. Bleckmann, DVBl 1976, 483, 483; Cremona, CMLR 2011, 1639, 1650 f.; Hatje, 

Loyalität, 14, 41 f.; Klamert, Loyalty, 1 f.; Temple Lang, in FIDE XIX, 421 und 382 auch 

zur Möglichkeit abstrakter Aussagen aus der Rechtsprechung; Vedder, in Vedder/Heintschel 

von Heinegg, Art. 4 EUV Rn. 27; Wille, Loyale Zusammenarbeit, 16 f. Siehe auch oben 

Fn. 13. 
41 Vgl. allgemein zur Änderung der Rechtsprechung Bydlinski, JZ 1985, 149, 153. Vgl. 

auch zur Stabilisierung der Rechtsprechung Herresthal, Rechtsfortbildung, 53. 
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Entsprechend dieser Linie werden im ersten Teil der Arbeit die Grundlagen 

und die Struktur der Loyalitätspflichten und ihrer Konkretisierung dogmatisch 

entwickelt und dargestellt. 

Im zweiten Teil werden der Dogmatik die spezifischen Herausforderungen 

für die Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit im Ver-

fahrensrecht gegenübergestellt. Nur im Hinblick auf diese spezifischen Her-

ausforderungen können spezifische methodische Werkzeuge zu ihrer Bewälti-

gung entwickelt werden. 

Im dritten Teil werden, aufbauend auf den vorherigen Teilen, verschiedene 

Hilfsmittel zur Konkretisierung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit 

in ihrer Struktur und Anwendung, ihren Vorteilen und Grenzen dargestellt und 

entwickelt. Dieser Teil wird durch eine Illustration der entwickelten Hilfsmittel 

anhand eines Beispielsfalls abgeschlossen. Diese Illustration soll die abstrak-

ten Überlegungen veranschaulichen und nicht zuletzt in Frage stellen und über-

prüfen; eine rein abstrakte Betrachtung könnte demgegenüber an Anschaulich-

keit und damit an Überzeugungskraft sowie an dogmatischem Bezug zum gel-

tenden Recht verlieren.42 

Begriffsklärungen 
Begriffsklärungen 

Im Rahmen dieser Arbeit werden verschiedene Begriffe benutzt, die in der For-

schungsdiskussion uneinheitlich verwendet werden oder unklar sind. Zudem 

werden in dieser Arbeit Begriffe neu eingeführt oder in einer spezifischen 

Weise verwendet. Nicht immer besteht diesbezüglich ein Klärungsbedarf, da 

die Aussagen auch trotz unklarer Begriffe verständlich bleiben, die Begriffe im 

Kontext ausreichend klar umrissen werden oder die Folgen von Unklarheiten 

letztlich unerheblich sind. Die Begriffe, deren Klärung offensichtlich nötig ist, 

werden zum größten Teil bei ihrer Einführung oder im Rahmen der jeweiligen 

inhaltlichen Auseinandersetzung geklärt. Manche unklaren Begriffe werden 

aber von Anfang an vorausgesetzt oder in sehr verschiedenen Kontexten ge-

braucht. Diese Begriffe sollen hier vorab behandelt werden.43 Dass sich im 

                                                           
42 Vgl. Herresthal, Rechtsfortbildung, 48. Vgl. auch Temple Lang, in FIDE XIX, 416 f. 
43 Geklärt seien an dieser Stelle auch manche Formulierungen in den Fußnoten: „Vgl.“ 

verweist auf gleiche oder sehr ähnliche Gedanken in anderen Arbeiten oder Urteilen; „vgl. 

auch“ oder ähnliche Formulierungen auf Stellen mit gewissen Ähnlichkeiten und Parallelen, 

etwa zu anderen, aber ähnlich gelagerten Betrachtungsgegenständen; nur bei direkten Zitaten 

(oder wenn auf spezifische Weise Bezug auf die Literatur genommen wird) wird hier auf 

„vgl.“ oder „vgl. auch“ verzichtet; soweit sich weitere Ausführungen zu den Fundstellen nur 

auf einen Teil der angegebenen Fundstellen im Rahmen eines Werkes beziehen, sind diese 

durch ein „und“ (oder vergleichbare Verknüpfungen) abgegrenzt. 
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Amtshilfe 146, 435 
Analogie 40, 155, 267, 291, 292 f., 333, 

388 ff., 393, 399 f., 401, 506, 511 
Anwendbarkeit, unmittelbare 16, 20, 

80 ff., 84 f., 115 ff., 119, 130, 
136 ff., 311 f., 364, 416, 422, 429, 
439 f. 

Außerrechtliche Maßstäbe 
– allgemein 37 f., 48 f., 54, 58, 94, 

233 f. 
– Funktionsfähigkeit, siehe auch 

Funktionsfähigkeit 
– Loyalitätspflichten und außerrechtli-

che Maßstäbe 37 f., 48 f., 54, 58, 
98 f., 158, 160 ff., 261, 338, 348, 
360 ff., 401 f., 428, 442, 469, 624 

– Öffnung 38, 58, 158, 162, 233, 348, 
360 ff., 401 f., 428, 442, 469 

– politische Vorgaben, siehe auch soft 
law 

 
Begründungspflichten 143, 332, 335, 

340 f., 346, 359, 474 ff., 533 f. 
Beliebigkeit der Loyalitätspflichten, 

Gefahr der 6 f., 7, 122 f., 133, 140 f., 
164, 260 ff., 263 f., 267, 269, 388, 
428, 442, 621, 630 

Beschlüsse 154, 210, 344, 346, 489 f., 
588 

Bestimmtheit 
– allgemein 15 f., 119 ff., 135, 137 f., 

169, 174, 204 f., 207 f., 211, 227, 
234 f., 247, 249, 262 f., 293, 296 f., 
383 f., 385, 472 

– der Loyalitätspflichten 6, 22 f., 29, 
39, 63 f., 86, 89, 121, 129 f., 137 f., 
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174, 179, 180 f., 260 ff., 263 ff., 293, 
363, 412, 414 f., 424, 430, 438, 
447 f. 

– Flexibilität durch Unbestimmtheit, 
siehe auch Flexibilität 

– der Loyalitätspflichten als Grenze 
108 f., 118 ff., 122 f., 316, 437 

Beweise 134, 172 ff., 175, 356 f. 
Bundesstaat, siehe auch Föderation 
Bundestreue, siehe auch Treuepflichten 
 
Delegierte Rechtsakte 199, 210 
Demokratie 
– allgemein 152, 183 f., 190, 211, 219, 

235 ff., 459, 497 f., 502, 547 f., 552, 
553, 560 f., 563, 574, 577 f., 581 f., 
583 

– außerrechtliche Voraussetzungen 
190 ff., 222, 237, 527, 531 ff., 
540 ff., 559 

– in der EU 84, 152, 190 ff., 194, 207, 
222, 249 f., 255, 359 f., 386, 524 ff., 
547 f., 550, 551 ff., 556, 560 ff., 
565 ff., 577 f., 581 f., 583, 601 f., 
606, 610, 611, 612 

– institutionelles Gleichgewicht, siehe 

auch Institutionelles Gleichgewicht 
Durchführungsrechtsakte 199, 210, 393 
Dynamik 
– in der EU 4, 30, 39, 185, 193, 204 f., 

211 ff., 228, 249, 254, 267, 401 f., 
426, 427, 430, 445, 450, 509 f., 543, 
544, 568 ff., 581 f., 621 

– methodische Herausforderungen 
212, 228, 230, 248, 254 f., 267, 
401 f., 406, 509 f. 

 
Effizienz des Verfahrens 82, 99, 160 ff., 

213 ff., 253, 487 f., 539, 571 ff., 
583 f. 

Eigenständigkeit 
– der Mitgliedstaaten 43 f., 48 f., 60, 

78, 82, 86, 87, 93 ff., 101 ff., 107 f., 
148 f., 152, 187, 190, 193 ff., 198, 
203 f., 208, 219 ff., 223, 241, 249 f., 
252, 256, 309 f., 354, 416 f., 419, 
424, 440, 455 ff., 508, 537 f., 546 ff., 
557, 558, 563 f., 565 ff., 570 f., 574, 
581, 583, 606 f., 609 f., 610 f., 612 

– der Union 43 f., 55, 60, 86, 87, 
101 ff., 107 f., 152, 188 f., 198, 201, 
219 f., 440, 457, 554 ff., 581, 583 f. 

– der Unionsrechtsordnung, siehe auch 

Unionsrechtsordnung 
Einzelermächtigung 
– begrenzter Regelungsanspruch, siehe 

auch Regelungsanspruch der EU, 
begrenzter 

– Grundsatz der Einzelermächtigung 
88 f., 119 f., 138 ff., 187 f., 427, 
457 f., 548, 568, 581 

Einzelfallbezug der Loyalitätspflichten 
58, 62 f., 130, 134 f., 157 ff., 162, 
167 f., 172 ff., 177 ff., 260 f., 
278 ff., 299, 301 f., 346, 348, 362 ff., 
369 ff., 383 f., 444, 447, 468 ff., 499, 
510 f., 525 f., 582, 585, 619, 620, 
621, 623 

Einzelpflichten aus den Loyalitäts-
pflichten 120, 134, 137, 295, 313 f., 
318, 320, 364, 373 f., 416, 422 f., 
429, 439 

Einzelregelungen 
– allgemein 16, 24, 46, 62, 103, 106, 

111, 117, 122 f., 125 ff., 131, 153, 
159 f., 160, 167, 180 f., 267, 377, 
378 ff., 401, 408 f., 412 f., 413 f., 
417 f., 425, 439, 446, 470, 506 f., 
620, 622 

– als Ausdruck des Grundsatzes der 
loyalen Zusammenarbeit 27, 36 f., 
102, 146, 386 f., 394 f., 398, 412 f., 
427 

– in der EU 111, 117, 203, 205, 211, 
377, 379 f., 385 ff., 417 f., 425, 
451 f., 454, 467 

Empfehlungen 336, 339, 341, 475 f. 
Ergänzung 39, 40, 48 f., 53, 60, 74, 

88 f., 89 f., 99, 109 ff., 116 f., 122, 
124 ff., 131, 134, 136 ff., 151, 184, 
204 ff., 207 f., 211, 218, 227, 231, 
249 f., 254, 256 ff., 258 f., 265, 
267 f., 268 ff., 291, 300, 384 f., 
395 f., 401, 427, 429, 434, 511, 570, 
588 f., 597, 620, 621 

Europäischer Rat 353, 456, 521, 528, 
533, 542 f., 544, 549, 561, 563, 569, 
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575 f., 590 f., 593 f., 598, 601, 603, 
607 ff., 611 f., 612 ff. 

Evidenz 118 ff., 296 f., 316, 365, 370 f., 
374, 375 

 
Fallgruppen 5, 22, 30, 274, 282 f., 325, 

362, 372, 480 f., 627 ff. 
Feststellungsbefugnis 174 ff., 236, 251, 

210, 349, 353 
Flexibilität 
– allgemein 151, 179, 258 f., 260 f., 

337, 383 f., 401 f., 405, 406 
– in der EU 148, 151, 179, 185, 205, 

211 ff., 230 f., 251, 258 f., 337, 
277 f., 384, 393, 401, 427, 429 f., 
438 f., 445, 561 f., 568 ff., 628 

– Loyalitätspflichten 39, 124 ff., 136, 
138 ff., 151, 179, 201, 230 f., 260 ff., 
263 ff., 271, 298 f., 337, 369, 377 f., 
396 f., 416, 417 f., 427, 429 f., 
438 f., 445, 570, 628 

Föderation 
– allgemein 40 f., 78, 189, 194, 270, 

279 f., 457, 563 f. 
– EU 1 f., 15, 28, 34, 43 f., 70 ff., 

103 ff., 152, 187 ff., 194 ff., 270, 
279 f., 309 f., 399, 408 ff., 415 ff., 
426 ff., 429 ff., 434, 435 f., 444 f., 
446, 455 ff., 461 f., 524, 556, 563 f., 
568, 579 

Förderungspflichten 8, 68 f., 90 f., 97, 
100 ff., 141, 145 ff., 155 f., 217, 218, 
318, 319, 338 f., 345, 351, 352, 
356 f., 360, 375, 389, 401, 415 ff., 
426 f., 429, 434, 435 ff., 439 ff., 445, 
446, 457 f., 461, 462, 485, 487 ff., 
492 f., 506 f., 545 f., 556, 625 f. 

Fristen 138, 511, 585 ff. 
Funktionsfähigkeit 8, 37 f., 44, 54, 94, 

98 f., 114, 144, 160 ff., 219 ff., 229, 
257, 268 ff., 347, 422 f., 427, 428, 
442, 453, 455 f., 548, 557, 566 f., 
571 ff. 

 
Gerichte, nationale 78, 79, 81, 203 f., 

555 f., 579 f. 
Gewohnheitsrecht 39 f., 334 
Gleichbehandlung der Mitgliedstaaten 

193 f., 333 ff., 339 f., 354 f., 417, 

457 ff., 485, 529, 551, 553, 557, 564, 
580 f. 

 
Heterogenität 40 f., 78, 189 ff., 193 f., 

207, 220 ff., 223, 225, 229, 521, 540, 
544, 548, 553, 558 ff., 574 

 
Informationspflichten 14, 141, 143, 146, 

147, 151, 173, 320, 330 f., 335, 336, 
340 f., 344 f., 356, 441, 460, 463, 
474 f., 487, 491, 508, 576 

Institutionelles Gleichgewicht 
– allgemein 43 f., 49, 96, 131 f., 200, 

207, 264, 333, 351 f., 358, 378, 379, 
433 f., 442, 449 ff., 485, 517 ff., 523, 
578, 579, 623 

– Demokratie 451, 517 f., 546 
– föderales Gleichgewicht 49, 96, 102, 

131 f., 264, 378, 379, 417, 444 f., 
455 ff., 459 ff., 464 ff., 517, 546, 
579, 623 

Integration, siehe auch Zusammenhalt 
Interinstitutionelle Vereinbarungen 154, 

209 f., 319 f. 339, 533 
 
Justiziabilität 119 
 
Kommission 14, 72 f., 76, 77, 147, 175, 

198 ff., 229, 280 f., 309, 330 f., 
339 ff., 344 ff., 393 f., 435, 440, 
459 f., 461, 462, 476, 488, 490, 491, 
521 f., 530 f., 533 ff., 540 f. 544, 
555 f., 563, 568 ff., 576, 583 f., 
590 f., 608 

Konflikte 
– in der EU 71 f., 74, 76, 77 ff., 152, 

192, 195 f., 198, 205, 207, 211, 
212 f., 219 ff., 241, 243 f., 253, 464, 
521 f., 546, 550, 552, 560 ff., 574, 
575, 580, 583 f. 

– gewollte Konflikte 145, 152, 198, 
214, 220, 270, 459 f., 521, 560, 567 

– unvorhergesehene Konflikte 2, 39, 
125, 138 ff., 150 ff., 184, 207, 212, 
228, 254 ff., 264, 274, 301, 328, 511, 
620, 621 

Kooperationspflichten 44, 69, 95 f., 
100 f., 140, 141, 143, 149 ff., 195 f., 
196 ff., 201, 226, 230 f., 318 ff., 327, 
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332, 339, 341, 342, 344 f., 351, 
393 f., 412 ff., 422, 424, 425, 429 ff., 
432 ff., 436 ff., 439 ff., 445 ff., 460, 
474 f., 487 ff., 493, 569 f., 574 ff., 
625 f. 

Korrekturen 36, 110 f., 112, 125, 127, 
135, 160, 247 f., 254, 260, 263, 269, 
351, 388 f., 390, 395 f., 405, 406, 
418, 427, 429 f., 466, 589, 620, 621 

 
Leerformel, siehe auch Zwischenkon-

struktion 
Legitimation, doppelte 193 ff., 196, 

198 f., 201, 223, 449, 517 f., 526 ff., 
550, 551 ff., 555, 556, 558, 565 

 
Methodik 7, 12, 60, 63, 130, 132, 135 f., 

179, 208, 212, 234 f., 239 f., 248, 
258 f., 262 f., 273 ff., 305, 392, 
585 f., 628 f. 

Mitteilungen 324 f., 336, 340 f., 342, 
474 f., 479, 482 f., 489, 490 

Mitwirkungspflichten 
– allgemein 90 f., 141, 145 f., 147 f., 

151, 173, 215 f., 221, 368, 403 f., 
422, 436, 462, 538, 607 

– Politik des leeren Stuhls 147 f., 368, 
403 f., 422, 538 

– Stellenbesetzung 72, 147 f., 403 f., 
422, 528, 551 

Modalitäten des Verfahrens 134, 138, 
151, 294, 314 ff., 328, 370, 374, 
487 f. 

 
Nationale Identität, siehe auch Eigen-

ständigkeit 
 
Offensichtlichkeit, siehe auch Evidenz 
Öffentlichkeit 
– Bedeutung für Demokratie, siehe 

auch Demokratie 
– in der EU 191 f., 529 f., 531 ff., 540, 

541 f., 559, 565 
OLAF 76, 77 
Organtreue, siehe auch Treuepflichten 
 
Parlament 
– Europäisches Parlament 14, 72, 76, 

199 f., 223 f., 253, 280 f., 339, 450, 

453 f., 459 f., 461, 462, 518, 522, 
523, 529 ff., 534 ff., 539 ff., 544, 
545, 551 f., 561 f., 569, 570, 590, 
591 

– nationale Parlamente 79, 223 f., 529, 
535, 536 f., 542 f., 549, 550, 568, 
586 

Politik des leeren Stuhls, siehe auch 
Mitwirkungspflichten 

Praxis, politische, siehe auch Übung 
Präzisierungen 111, 112 f., 124, 125, 

134 ff., 292, 299 f., 389, 394 f., 
395 f., 412 ff., 414 f., 418, 427, 
429 f., 439, 508, 620, 621 

 
Rahmennorm, siehe auch Spezifizie-

rungsbeziehungen 
Rat 14, 71 f., 76, 175, 193, 199 f., 

223 ff., 280 f., 342, 368, 422, 456, 
508, 521, 528 f., 530 f., 533 f., 
542 f., 545, 550, 551, 554, 556 f., 
561, 563, 575 f., 583, 590 f., 603, 
608 

Rechtsfortbildung, siehe auch Recht-
sprechung 

Rechtsmissbrauch 175 f., 227, 297, 332, 
358, 403, 523 

Rechtsordnung 
– allgemein 153, 168 ff., 177 ff., 304, 

377 ff. 
– Ausdifferenzierung 71, 106, 169 f., 

171, 203 f., 207, 239 f., 277 f., 383, 
386, 388 f., 391 f., 406, 410, 436, 
443, 451, 452, 465, 466, 507, 510 f., 
519 

– Einheit der Rechtsordnung 38, 52, 
110, 170 f., 202 f., 204, 206 f., 208, 
210, 250 f., 256, 261, 292, 353, 354, 
389, 390 f., 394 f., 496, 564 f., 566, 
580 ff., 624 

– der EU, siehe auch Unionsrechtsord-
nung 

– Unüberschaubarkeit 53 f., 132, 133, 
153, 168 ff., 172, 177, 179, 181, 202, 
206, 208 f., 227 f., 261 f., 273 ff., 
279, 285, 290, 301, 304, 377 f., 389, 
440, 443, 452, 463, 477 f., 495, 509, 
583, 622, 626 

Rechtsstaatlichkeit 
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– allgemein 29, 42 f., 232, 233 f., 237, 
238, 256 f., 265, 309, 343, 451 f., 
502, 520, 579 f., 582 

– der EU 42 f., 245 f., 249, 255, 265, 
309, 343, 451 f., 556, 567, 579 ff. 

– Gewaltenteilung 42, 43 f., 183 f., 
198 ff., 245 f., 249 f., 453 f., 498, 
520, 536 f., 579, 581 

– Rechtsschutz 244 ff., 449 f., 579 ff. 
Rechtsprechung 
– Akzeptanz, siehe auch Akzeptanz 
– Aussagekraft für Dogmatik 3, 9, 

20 f., 29 f., 102, 251 
– Bedeutung des EuGH 39 f., 204 f., 

244 ff., 248 ff., 556, 579 f. 
– Gestaltung 39, 233 ff., 239 f., 246, 

249, 252 f., 254 f., 258, 262, 263, 
269, 388, 624 f. 

– judicial self restraint 236 ff., 240, 
250 ff., 257 f., 263, 264 f., 268, 296, 
307 f. 

– Kontinuität hinsichtlich der Loyali-
tätspflichten 4, 19, 20 f., 25 f., 27 f., 
29 ff., 36 f., 52, 56, 61 f., 63, 66, 
72 f., 114 ff., 417, 423, 426, 432, 
434 f., 443, 619 

– Präjudizien 9, 29 f., 39, 63, 66, 
160 ff., 274, 426, 432, 486, 490 

– Rechtsbindung 233 ff., 236 f., 246, 
247, 249, 252 f., 254 f., 262, 265 f., 
388, 624 f. 

– Rechtsfortbildung 2, 39, 122 f., 249, 
253 ff., 263, 455 

– Rechtsschutz, siehe auch Rechts-
staatlichkeit 

Rechtsverweigerungsverbot 120, 207, 
237, 246, 252, 254, 255 f., 257 f., 
265 f. 

Regelungsanspruch der EU, begrenzter 
187 f., 206, 207, 256, 309, 555, 
567 ff. 

Regelungslücken, siehe auch Ergänzung 
Rücksichtnahme 90 ff., 95 f., 97, 99, 

100, 141, 142 ff., 147, 148, 149, 207, 
225, 226, 264, 318, 319 f., 330, 331, 
345 f., 37, 351 f., 353, 354 f., 358, 
359, 415 ff., 426 f., 429, 434, 436, 
439 ff., 445, 446, 453, 457 f., 464 f., 
484 f., 487, 493, 518 f., 520, 537 f., 

549 f., 555, 597, 598, 600, 609, 
612 ff., 625 f. 

 
Schutzpflichten 8, 43 ff., 48 f., 55, 60, 

91 ff., 96, 98, 100 ff., 107 f., 141, 
142 ff., 155 f., 159 f., 216, 237, 264, 
267 f., 268 f., 308, 344, 346, 350, 
351 f., 389, 401, 422 f., 425, 41, 442, 
447, 455, 461, 464, 470, 484 ff., 
487 ff., 492 f., 506, 546, 547 ff., 
554 ff., 565, 570 f., 572, 600 f., 611 

Selbsthilfe 173 f., 328 f., 329 ff., 333, 
334, 341 

soft law 91 f., 122, 154, 158, 160 ff., 
325 f., 336 ff., 342, 428, 442, 474 f., 
482 f., 487 ff., 490 ff., 510 

Spezifizierungsbeziehungen 
– allgemein 12, 392 ff., 454, 506, 622, 

628 f. 
– zu den Loyalitätspflichten 24 f., 27, 

36 f., 386 f., 394 ff., 412 ff., 417 f., 
427 f., 437 f., 444 f., 445 f. 

– Übertragungen, siehe auch Analogie 
Stil, siehe auch Modalitäten des Verfah-

rens 
Subsidiarität der Loyalitätspflichten 

108 f., 109 ff., 122, 125 ff., 394, 395, 
413 f., 417 f., 437, 446 

Subsumtion 167 ff., 256, 284 f., 286 ff., 
303, 363, 367, 471, 477 f., 622, 630 

Systematik 
– allgemein 47, 111, 133, 170 f., 180, 

377 f., 380, 381, 382 f., 385, 386, 
388 ff., 390 ff., 392 ff., 401, 473, 
501, 503 f., 506 ff., 511, 520, 524, 
617 

– in der EU 202 ff., 208, 210, 247 f., 
383, 384 f., 386, 388 ff., 391, 414, 
443, 449 ff., 595, 603 f., 609 f. 

– bei den Loyalitätspflichten 28, 36 f., 
50, 56, 66, 68, 112 f., 116, 125 f., 
134 ff., 153 f., 168 ff., 274, 300, 302, 
377 ff., 495 f., 620, 621, 622, 626 

 
Teleologie 
– allgemein 159 f., 235, 239 f., 247, 

264, 348, 352, 358 f., 361 f., 392 ff., 
400 f., 402 ff., 405 f., 470, 501, 
523 f., 610 
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– in der EU 247 f., 401, 414, 608, 609, 
612 

– bei den Loyalitätspflichten 77, 
134 f., 144, 159 f., 168, 264, 265, 
294, 333, 348, 351, 400 ff., 415, 427, 
470, 622 

Transparenz 84, 173, 359 f., 463 f., 498, 
531 ff., 543, 544, 545, 577 f. 

Treu und Glauben 57 ff., 62 f., 67, 70, 
75, 83, 85, 87 ff., 97, 100 ff., 104, 
105, 107 f., 110 f., 116, 124, 131 f., 
168, 277, 333, 351 f., 382, 383, 401, 
419, 446 ff., 464, 481, 484 f., 486, 
493, 619 

Treuepflichten 3 f., 40 f., 85 f., 95, 184, 
277 

 
Übung 39 f., 74 f., 158, 205, 278 f., 

324 f., 334 ff., 339, 489, 510 
Unbestimmtheit, siehe auch Bestimmt-

heit 
Unionsrechtsordnung 
– ständige Änderungen, siehe auch 

Dynamik 
– Bedeutung 188 f., 241 ff., 555, 564, 

567 
– Eigenständigkeit 53 f., 153, 188 f., 

242 ff., 554 ff., 563, 564 f., 567, 581 
– Einheit der Unionsrechtsordnung, 

siehe auch Rechtsordnung 
– Flexibilität, siehe auch Flexibilität 
– fragmentarische 202 ff., 208 ff., 

227 f., 231, 247 f., 249, 254, 256, 
300, 383, 384, 385, 401, 443, 532, 
621 

 
Verfahrenspositionen 14, 70, 75, 92, 

104, 135, 142, 143, 145 f., 148, 
155 f., 213 f., 216, 218, 225, 227, 
229 f., 237, 264, 269, 280 ff., 282 f., 

327, 330, 333, 341, 344 f., 349, 350, 
357, 358, 363, 375, 404, 436, 444, 
449 f., 459 ff., 464 f., 466 f., 484, 
485, 509, 516 ff., 523, 549 f., 583 f., 
589 ff., 604 f., 610, 617, 621, 622 

Verfassung 15, 39, 187, 202 ff., 211 f., 
228, 238, 265 f., 336, 377, 381 f., 
384, 526, 537 f., 552, 565 f. 

Verhaltensanforderungen, komplexe 
172, 284, 285, 286 f., 293, 297 f., 
310, 317, 322, 323, 341, 356, 359, 
361, 362, 363, 367, 369, 370 

Vertragsverletzungsverfahren 173, 199, 
356 f., 537, 580 

 
Wortlaut 27, 28, 32 ff., 36, 56, 99, 

246 ff., 256, 400 f., 405 f., 414 f., 
508, 587 ff., 598 

 
Zirkel der Rechtsanwendung 170 f., 

290, 293, 301, 304, 305, 321, 379 f., 
385, 390 f., 405, 443, 508, 585 f., 
594, 616, 622, 626 

Zusammenarbeit, informelle 91 f., 
227 f., 333, 482, 574, 577 f., 591 

Zusammenhalt der EU 44, 45, 48 f., 56, 
60, 87, 91 f., 96, 100 ff., 107 f., 
135 f., 190, 192, 194 f., 201, 219 ff., 
243 f., 245, 249 f., 547 f., 549 f., 
552, 555 f., 557, 558 ff., 567 ff., 577, 
583 f., 625 f. 

Zwischenkonstruktionen 51, 59, 61, 
129 ff., 134 f., 136, 140 f., 152, 267, 
286, 295 ff., 374, 379, 392, 395, 
396 f., 399, 411, 425, 426 ff., 448, 
451, 452, 455, 456, 465, 467, 619, 
620, 623 
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